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Der geſetzliche Schutz für Heilquellen. 
Von Ferdinand Kirchlehner, k. k. Statthaltereirath. 


In jüngſter Zeit wurde vielfach in den berufenen Kreiſen die 
Frage erörtert, welchen geſetzlichen Schutz die Heilquellen in den im 
Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern genießen, ob derſelbe 
ausreichend ſei oder ob ſich die Geſetzgebung dieſes für das allgemeine 
Wohl allerdings ſehr wichtigen Zweiges der Geſundheitspſlege zu 
bemächtigen habe. 

Vor Allem muß man die dermalen geltenden geſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen in das Auge faſſen, auf deren Grundlage in vorkommenden 
Fällen eine beſtehende Heilquelle thatfächlich geſchützt wurde. 

Es find dies in erſter Linie die 88 18 und 222 des allgemeinen 
Berggeſetzes vom 23. Mai 1854. Der 8 17 des Berggeſetzes bezeichnet 
diejenigen Orte, an welchen das Schürfen und jeder andere Bergbau⸗ 
betrieb ohne Zuſtimmung des Grundeigenthümers oder ohne Genehmi⸗ 
gung der zuſtändigen Verwaltungsbehörden nicht geſtattet iſt. 

§ 18 lautet: „Werden gegen die Zuläſſigkeit von Schürfungen 
an anderen Orten als an den im $ 17 angeführten aus öffentlichen 
Rückſichten Bedenken erhoben, ſo iſt darüber von den Bergbehörden im 
Einverſtändniſſe mit den betheiligten Verwaltungsbehörden zu ent⸗ 
ſcheiden.“ 

§ 222: „Bei Ereigniſſen im Bergbaubetriebe, welche die Sicherheit 
der Perſonen, Gebäude, Grundſtücke, Heilquellen, Brunnen oder 
andere Anlagen gefährden, hat die Bergbehörde die erforderlichen 


Sicherheitsmaßregeln, in der Regel mit Beiziehung der politiſchen 


Behörde anzuordnen.“ 

Auf Grund dieſer Normen des Berggeſetzes wird nun von den 
Vergbehörden und den politiſchen Verwaltungsbehörden in der Praxis, 
inſoweit ſie mir bekannt iſt, folgender Vorgang eingehalten: 

Das Revierbergamt ſetzt über Anſuchen zum Schutz einer Heil⸗ 
quelle nach Abhaltung einer Localcommiſſion, bei welcher auch ein 
Vertreter der politiſchen Bezirksbehörde intervenirt, ein Schutzgebiet 
für die fragliche Quelle ſeſt, innerhalb deſſen kein Schurf⸗ oder Berg⸗ 


baubetrieb ſtattfinden darſ und jede bereits erwirkte Schurfberechtigung 
erliſcht, wenn nämlich die in Rede ſtehende Heilquelle als ein Object 
erkannt wird, welches aus öffentlichen Rückſichten gegen jede ihren 
Beſtand bedrohende bergmänniſche Thätigkeit geſchützt werden muß. 

Im Falle des Recurſes ſtimmt die Landesſtelle, welche den 
Ausſpruch des Revierbergamtes vom Standpunkte der öffentlichen Rück⸗ 
ſichten zu prüfen hat, eventuell dem abweislichen Erledigungsentwurfe 
der Berghauptmannſchaft zu. 

In Böhmen wurde früher von der Statthalterei als Oberberg- 
behörde das nach dem Berggeſetze feſtgeſetzte Schutzgebiet öffentlich 
bekannt gemacht. 

Für die verſchiedenen Heilquellen wurde bisher ein Schutzbezirk 
im Halbmeſſer von 500 — 3000 Klaftern (letztere z. B. für Marien⸗ 
bad) beſtimmt. 

Es liegt vor, daß in obiger Weiſe auch bei Heilquellen unter⸗ 
geordneten Ranges vorgegangen wurde und ſo iſt thatſächlich, zwar 
nicht in Folge der Veſtimmungen des Berggeſetzes ſelbſt, wohl aber 
durch die feſtſtehende Praxis der Behörden, der Heilquelle ein vielleicht 
mehr als ausreichender Schutz gewährt, indem Fälle vorkamen, in 
welchen einer Heilquelle der angeſprochene Schutz ohne näherer Erwä⸗ 
gung des Umſtandes zugeſprochen wurde, ob der für die leidende 
Menſchheit daraus reſultirende Nutzen den Nachtheil überwiegt, der in 
volkswirthſchaftlicher Beziehung durch die Hintanhaltung bergmänniſcher 
Ausbeute entſtand. 

So weit das Berggeſetz. 

Ferner kämen hier die 88 19 und 20 des Forſtgeſetzes vom 
Jahre 1852 über die Bannlegung der Wälder in Betracht zu ziehen. 
Aus dem Wortlaute dieſer Paragraphe laſſen ſich nach meinem Dafür⸗ 
halten wohl nur ſchwer geſetzliche Schutzmittel gegen die Gefahr 
deduciren, welche dem Beſtande und der Ergiebigkeit einer Quelle 
durch irrationelle Abholzung derjenigen Höhen und Abhänge droht, 
auf welchen die zur Speiſung der Quelle nöthigen atmoſphäriſchen 
Niederſchläge angeſammelt werden. 

Wohl aber enthält der Entwurf des neuen Forſtgeſetzes im § 22 
die Beſtimmung: „In Fällen, wo 3. zum Schutze der Heilquellen, 
4. zur Sicherung der unentbehrlichen Waſſerverſorgung einer Gegend 
beſtimmte Maßregeln bezüglich der Behandlung eines Waldes erforderlich 
ſind, kann die Bannlegung ausgeſprochen werden,“ wozu nach § 63 
die Landesſtelle in erſter Inſtanz competent erklärt wird. 
Vom höchſten Intereſſe zur Beleuchtung der Frage erſcheinen 
auch einzelne Beſtimmungen des Waſſerrechtes, ſo der 88 4, 10, 15 
des Reichsgeſetzes vom Jahre 1869 und des 8 16 der meiſten Landes⸗ 
geſetze, worüber die nähere Erörterung folgen wird. 
| Abgeſehen von dieſem im Berg⸗, Forſt⸗ und Waſſergeſetze ent- 
haltenen oder angedeuteten Schutze liegt nebſt Anderem eine Verord- 
nung des ſteiermärkiſchen Guberniums vom 23. Juli 1835, Z. 12.184, 
vor, mit welcher über Einſchreiten des Gleichenberger und Johannis⸗ 


brunnen Actienvereines angeordnet wurde, daß alle Bauten, die von 


wem immer in den, den Vereinsgründen zunnächſt liegenden Gegenden 
und Gemeinden in einem Umkreiſe vou 1000 Klaftern von der Con— 
ſtautinsquelle ausgeführt werden wollten, der Entſcheidung und Invigi— 
lirung des Guberniums vorbehalten ſeien. Mit Bezug darauf hat die 
ſteiermärkiſche Statthalterei unterm 19. April 1855, 8. 5361, bei 
einem ſpecielleu Anlaſſe dem Kreisamte Graz bedeutet, daß für die 


nach den für die Bauten am Lande beſtehenden Vorſchriften die Amts⸗ 
handlung in erſter Inſtanz der hiezu berufenen Unterbehörde zwar 
überlaſſen bleibe, daß aber mit Rückſicht auf die im Jahre 1835 
ergangene Specialverordnung des Guberniums bei jeder im bezeichneten 
Rayon der Conſtantinsquelle vorkommenden Bauführung die Direction 
des Vereines behufs Intervenirung bei der Baucommiſſion einzuladen ſei. 

Feruer iſt der Präſidialerlaß der niederöſterreichiſchen Statt— 
halterei vom 20. Juli 1863, 3. 3099, bekannt, mit welchem zum 
Schutze der Heilquellen in Pyrawarth angeordnet wurde, es dürfe 
daſelbſt kein neuer Brunnen angelegt und an keinem beſtehenden eine 
weſentliche Veränderung vorgenommen werden, bis nicht die Bewilli— 
gung der politiſchen Behörde eingeholt und erlangt iſt. 

Endlich hat das Miniſterium des Junern im Erlaſſe vom 
29. April 1851, 3. 234, an die Statthalterei in Prag aus Anlaß 
der Verhandlung über den, den wichtigen böhmiſchen Badeorten zu 
gewährenden Schutz der Staatsverwaltung Folgendes bemerkt: 

„Was die angeregt: Nothwendigkeit eines Expropriationsgeſetzes 
für die Heilorte betrifft, ſo iſt bei dem Umſtande, als die unter dem 
Schutze der Staatsverwaltung ſtehenden Heilorte ohne Zweifel zu den— 
jenigen Auſtalten gehören, bei welchen öffentliche Rückſichten eintreten, 
die Anwendung der Expropria ion zur Enteignung von Privateigenthum 
für derlei Auſtalten Schon in den beſtehenden Geſetzen grundſätzlich 
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begründet und kaun daher erforderlichen Falles ohne Anſtand zur 
9 ) 


Anwendung gebracht werden.“ 

Ju dieſer Beziehung machen 
geltend und man muß die einſchlägigen Geſetzesbeſtimmungen näher in 
das Auge faſſen. 

Von einer Seite wird behauptet, daß die Beſitzer von Heil— 
quellen von Fall zu Fall gegen Beſitzſtörungen durch 
Neuerungen und Bauvorkehrungen beim Gerichte und bei dem 
Gemeindeamte nach dem Civilrechte und nach der Bauordnung Schutz 
finden können, indem nach § 364 allg. bürgl. G. B. das Eigen 
thumsrecht nur iuſoferne ausgeübt werden darf, als dadurch weder 
in die Rechte eines Dritten ein Eingriff geſchieht, noch die in den 
Geſetzen zur Erhaltung und Beförderung des allgemeinen Wohles 
vorgeſchriebenen Einſchränkungen übertreten werden und anderſeits die 
Bauordnungen jene Bauherſtellungen, worunter auch Erdausgrabungen 
zu verſtehen find, verbieten, durch welche die Rechte der Anrainer 
verletzt werden. 

Ferner geſtatte der § 365 a. b. G. B. die Enteignung zu 
öffentlichen Zwecken und aus den Beſtimmungen des Berggeſetzes gehe 
hervor, daß Heilquellen als Gegenſtände von öffentlichem Intereſſe 
angeſehen und behandelt werden, daher auch ohne Exlaſſung 


Expropriationsausſpruch erfolgen könne. 
Auch durch die Beſtimmungen des Reichs- 
waſſerrechtsgeſetze werde Abhilfe geboten. 


und der Landes⸗ 


So habe der Oberſte Gerichtshof über einen als Beſitzſtörung 


vor den Richter gebrachten Fall der ſchädigenden Einwirkung eines 
Brunneubeſitzers durch Tieferbohrung ſeines Brunnens auf eine einem 


Anderen gehörige Heilquelle mit Entſcheidung vom 3. Auguft 1875, 


3. 8503, die Klägerin an die competente politiſche Behörde 
gewieſen in Erwägung, daß nach den in der Klage enthaltenen 
Angaben der Geklagte durch Aubohrung des vor ſeinem Hauſe 


Nr. 209 in Pyrawarth befindlichen Brunnens der zum Curhauſe in 
Pyrawarth gehörigen Mineralquelle am ſogenannten Chorinskyplatze 
ein erhebliches Waſſerquantum entzogen hat; daß dieſe Angaben durch 
die gepflogenen Erhebungen beſtätigt wurden, indem insbeſondere die 
vernommenen Sachverſtändigen erklärt haben, die Quelle, welche 
der Geklagte durch Untermauerung, Vertiefung und Anbohrung ſeines 
waſſerleeren Brunnens erreicht hat, ſtehe unterirdiſch mit der Chorinsky⸗ 
quelle in Communication und es diene daher ein Theil dieſes Waſſers 


*) Zeitſchrift für Verwa tung 1876, S. 147. 


nachbarliche 


eines 
Specialgeſetzes ſofort im gegebenen Falle von der Landesſtelle ein 8 
Geſellſchaft anheimgeſtellt wird, von Fall zu Fall gegen Beſitzſtörungen 
durch nachbarliche Neuerungen and Bauvorkehrungen bei dem Gerichte 
und bei dem Gemeindeamte nach dem Civilrechte und nach der Bau— 


zur Speiſung des neu entſtandenen Brunnens; daß nach §S 71 des 
Geſetzes vom 28. Auguſt 1879, & G. Bl für Oeſterreich unter der 
Enns Nr. 56, alle Angelegenheiten, welche ſich auf die Benützung, 
Leitung und Abwehr der Gewäſſer nach dieſem Geſetze beziehen, in— 
ſoweit ſie nicht der richterlichen Competenz unterliegen, in den Wirkungs- 


kreis der politiſchen Behörden gehören; daß nach § 16 des bezogenen 
Zukunft bezüglich der Bauconſens-Ertheilungen im Curorte Gleichenberg 


Geſetzes in den dort angegebenen Fallen auch bei Privatgewäſſern die 
vorläufige Bewilligung der zuſtändigen Behörden erforderlich iſt, wenn 
durch deren Benützung auf fremde Rechte eine Einwirkung entſteht; 
daß insbeſondere mit dem niederöſterreichiſchen Präſidial-Statthalterei— 
Erlaſſe vom 20. Juli 1863, 3. 3099, zum Schutze der Heilquellen 
in Pyrawarth angeordnet wurde, es dürfe daſelbſt kein neuer Brunnen 
angelegt und an keinem beſtehenden eine weſentliche Veränderung vor 
genommen werden, bis nicht die Bewilligung von Seite des damals als 
politiſche Behörde fungirenden k k. Bezirksamtes Matzen eingeholt und 
erlangt iſt. 

Die Vertreter der gegentheiligen Anſicht halten die Bauordnung 
diesfalls nicht für ausreichend, indem dieſe nur die Hintanhaltung und 
Beſeitigung ſanitätswidriger Bauführungen und Herſtellungen vor Augen 
habe und weiſen weiters auf den Umſtand hin, daß die SS 364 und 
365 a. b. G. B. zwei weſentlich verſchiedene Beſtimmungen enthalten, 
indem der $ 365 die Euteignung zum allgemeinen Beſten, der 
§ 364 aber die Beſtellung von Zwangsſervituten in den in 
Spccialgeſetzen enthaltenen Fällen normirt. Nun weiſt der § 365, 
welcher nicht nur eine Beſchränkung des Eigenthumsrechtes wie § 364, 
ſondern ſogar die Entäußerung des Eigenthums ausſpricht, allerdings 
nicht auf die Nothwendigkeit der Erlaſſung eines Specialgeſetzes hin, 
allein man neigt fich jetzt der Anſicht zu, daß auch der § 365 
ein Specialgeſetz vorausſetze und zwar namentlich unter Hinweiſung 
auf den Art. V des Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 1867 


über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger, welcher lautet: „Das 
ſich übrigens zwei Anſchauungen 


Eigenthum iſt unverletzlich. Eine Enteignung gegen den Willen des 
Eigenthümers kann nur in den Fällen und in der Art eintreten, welche 
das Geſetz beſtimmt.“ 

In theilweiſer Auwendung der eben entwickelten Grundſätze hat 
nunmehr die Statthalterei in Graz ein neuerliches Anſuchen der 
Gleichenberger und Johannisbrunnen Actiengeſellſchaft um Schutz ihrer 
Heilquelle unterm 28. März 1876, 3. 2027, abweislich verbeſchieden. 

Das Begehren ging auf Zulaſſung der Expropriation, im Falle 
bei Brunnengrabungen innerhalb eines Schutzrayons Sauer- oder 
Mine alquellen eröffnet werden, ſowie auf Beſtellung einer politiſchen 
Servitut in dem Sinne, daß auf jenen Stellen, wo eine Beſchädigung 
der Quellen der Geſellſchaft beſorgt werden kann, keine Brunnen⸗ 
grabungen zu geſtatten ſeien. (Präventiv-Beſchränkung.) 

Die Abweiſung erfolgte, weil einerſeits die Expropriation nur im 
öffentlichen Intereſſe verhängt werden kann, im gegebenen Falle lediglich 
das Intereſſe der Geſellſchaft vorliegt, daß erſtere durch die Frage, ob 
die Heilquelle ſich um Beſitze der Geſellſchaft oder einer audern 
Perſönlichkeit befindet, nicht berührt wird, auderſeits eine politiſche 
Servitut nur auf Grund eines Specialgeſetzes beſtellt werden kann, 
ein ſolches aber für Heilquellen nicht beſteht, wobei es übrigens der 


ordnung Schutz zu ſuchen. 

Das Miniſterium des Innern hat mit Erlaß vom 1. Auguſt 
1876, 3. 8361, dieſe Statthalterei-Entſcheidung im Recurswege beſtätigt. 

Der ſteiermärkiſche Landtag wiederholt ſeit dem Jahre 1871 
faſt jährlich die Reſolution, mit welcher er die Nothwendigkeit der 
Erlaſſung eines Geſetzes betont, welches Mineralquellen gegen die aus 
der mannigfachen Benützung der ihnen nahe liegenden Grundſtücke 
drohenden Gefahren ſchützt. Der ſteiermärkiſche Landesſanitätsrath iſt 
im Jahre 1871 um Reviſion des § 4 des Reichswaſſerrechtsgeſetzes 
zum Schutze der Heilquellen eingeſchritten. 

Aus dem bisher Mitgetheilten iſt zu erſehen, daß von einer feſt— 
ſteheuden Judicatur in dieſer allerdings ſchwierigen Frage wohl nicht 
die Rede ſein kann, gehen doch die Anſichten weit auseinander, ob 
überhaupt nach dem dermaligen Stande der Geſetzgebung den Heil- 
quellen, abgeſehen vom Berggeſetze, irgend ein Schutz eingeräumt iſt. 

Uebrigens hatte man ſich auch vom Standpunkte der Balneologie 
noch nicht klar gemacht, welche Maßregeln für den Schutz der Quellen 
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am zweckmäßigſten in Anſpruch genommen werden ſollen, ſowie die wurde, daß die Anhaltungs- und Verpflegskoſten für den Genannten 
Frage noch nicht geklärt iſt, wie weit die Geſetzgebung in das Privatrecht ohnedies der Stadtgemeinde R. nach § 4 des Landesgeſetzes vom 
eingreifen oder die behördliche Judicatur andere öffentliche Rückſichten 15. December 1871, L. G. Bl. Nr. 1 ex 1872 von dem Bezirksfonde 
hintanſetzen darf, ohne den Vorwurf auf ſich zu laden, daß den Forde- zu vergüten kommen, keine Folge zu geben, weil es ſich hier um ein, 
rungen zum Schutze der Heilquellen in zu reichlichem Maße Rechnung im Grunde des 8 1 des Gefetzes vom 27. Juli 1871 zur Abſchiebung 
getragen werde. Kurz, der Gegenſtand bedarf nach allen Richtungen geeignetes Individuum handelt, deſſen Uebernahme die Gemeinde R. 
hin eines eingehenden Studiums. als Schubſtationsgemeinde im Grunde des § 3 des Landesgeſetzes vom 
15. December 1871 nicht verweigern konnte, und in dem vorliegenden 
Falle die Verpflegskoſten während der Anhaltung im Grunde des § 4 
des Landesgeſetzes vom 15. December 1871 von dem Bezirksfonde 
vergütet werden, daher der Gemeinde S. weder eine Verpflichtung zur 
weiteren Uebernahme des F. in ihre Verpflegung, noch zur Zahlung 
der Verpflegskoſten nach den vorſtehenden Beſtimmungen aufgebürdet 


Zur Tragun ER 2 . j 
x g der Anhaltungs- und Verpflegskoſten nach § u“ 0 g NER: 
des Geſetzes vom 27. Juli 1871, N. G. Bl. Nr. 8s. 1 K 


g J. F. wurde im September 1879 vom Polizeicommiſſariate D (a Wundarzte, der ein chirurgiſches Gewerbe beſitzt, kann 
mit einem Geleitsſcheine entlaſſen und blieb in der Bahnſtation R., im politiſchen Wege die Ausübung der ärztlichen Praris nicht 
Ortsgemeinde S., liegen. eingeſtellt werden. 

Der Bezirkshauptmann in R. ließ den Angekommenen nach R. Der Wundarzt N. war bis zum Jahre 1878 Arzt bei einer 
trausportiren, wo es ſich herausſtellte, daß er ein zur Abſchiebung Bahngeſellſchaft und übte mit Genehmigung der Bezirkshauptmannſchaft 
geeignetes Individuum ſei. Derſelbe blieb nun in R. in Verwahrungs-⸗ in * die Praxis in * aus. Als derſelbe ſeine Beſtallung als Bahnarzt 
haft und verlaugte dieſe Gemeinde die Rückübergabe an die Gemeinde verlor, wurde ihm — der viermal gerichtlich und zweimal im politiſchen 
S. als Anhaltungsgemeinde nach § 8 des Geſetzes vom 27. Juli 1871, Wege abgeſtraft worden war (darunter im Jänner 1878 vom Kreis— 
R. G. Bl Nr. 88, und den Erfah der Anhaltungs- und Verpflegs- gerichte in * wegen Uebertretung des $ 358 St. &, mit 100 fl. eventuell 
koſten von dieſer Gemeinde nach § 14 des eben berufenen Geſetzes. 20 Tagen Arreſt) — von der Bezirkshauptmannſchaft im Juli 

Der Bezirkshauptmann weiſt dieſes Anfinnen ab, indem die An- 1878 die Ausübung der ärztlichen Praxis unterſagt und als er das 
haltungsgemeinde nach $ 3 des Landesgeſetzes für Steiermark vom Verbot nicht achtete, wurde er im October 1878 mit 10 fl. Geld— 
15. December 1871, L. G. Bl. Nr. I aum 1872, berechtigt ſei, eine ſtrafe belegt. 
zur Abſchiebung offeubar geeignete Perſon ſogleich an die Schubſtations— Im Februar 1879 kaufte er eine chirurgiſche verkäufliche 
gemeinde abzugeben, welch’ letztere die Verpflegskoſten aus dem Titel Perſonalgerechtſame in *, ließ ſich bei der Bezirkshauptmaunſchaft an 
der Ortspolizei nach $ 14 des Geſetzes vom 27. Juli 1871, R. G. Bl. den Beſitz ſchreiben und übte die Praxis wieder aus. Die Bezirks- 
Nr. 88 zu tragen habe. hauptmannſchaft ſah aber das Verbot noch aufrecht beſtehend an und 

Hiegegen recurrirt die Gemeinde R., weil 1. nicht die An- verurtheilte ihn im Mai 1879 zu einer Geldſtrafe von 20 fl., ſie 
haltungsgemeinde S., ſondern der Bezirkshauptmann mit Verletzung der ging hiebei von der Anſchauung aus, daß N. als ein disqualificirtes 
Rechte der Gemeinde S. die Abgabe au die Schubſtation verfügt habe, Individuum von der Ausübung der ärztlichen Praxis für immer im 
2. F. zur Abſchiebung nicht geeignet ſei, da er einen Ausweis Intereſſe der öffentlichen Sicherheit fern zu halten ſei, ungeachtet der 
(Geleitſchein des Polizeicommiſſariates B.) beſitze und weder unter § 357 des Strafgeſetzes vom Strafgerichte noch nicht in Anwendung 
Landſtreicher und Arbeitsſcheue gezählt werden könne, noch ausweis- gebracht werden konnte; ein Grund zur Verweigerung der früher erwähnten 
und beſtimmungslos ſei. Eigenthumsübertragung der Chirurgengerechtſame in * lag im Hinblick auf 

Aus dieſen Gründen habe auch die Gemeinde S. den F. in die Miniſterial-Verordnung vom 3. November 1855, R. G. Bl. 
Verwahrung zu behalten und die bisher erlaufenen Anhaltungs- und Nr. 190, nicht vor; auch nahm die Bezirkshauptmannſchaft an, daß 
Verpflegskoſten zu tragen. der Ankauf erfolgte, um die Gerechtſame an einen zur Ausübung der 

Die Statthalterei in Graz ging bei Beurtheilung dieſes Falles Praxis befugten Arzt zu verpachten; auch habe N. durch dieſe Erwerbung 
von der Anſchauung aus, daß die Entſcheiduug des Bezirkshauptmannes der Chirurgengerechtſame nur das in der Hofkanzlei-Verorduung vom 
ungeſetzlich ſei, da Beſtimmungen bezüglich der Tragung von Anhal- 24. April 1827 verlangte erſte Erforderniß, nämlich den Beſitz eines 
tungs- und Verpflegskoſten nach 8 14 ai. 3 der Laudesgeſetzgebung chirurgiſchen Gewerbes nachgewieſen, nicht aber das zweite Erforderniß 
vorbehalten bleiben, und dies durch das Landesgeſetz vom 15. Decem- der behördlichen Beſtätigung feiner Befähigung zur perſönlichen Aus⸗ 
ber 1871, L. G. Bl. Nr 1 anni 1872, dahin geregelt wird, daß übung des Gewerbes erlangt. 
dieſe Koſten den Gemeinden, welche fie treffen, von den Bezirksfonden Die Landesſtelle hat unterm 18. October 1879, 3. 12.118, 
zu vergüten ſind. Inſoferne die Entſcheidung die Rückübergabe F's an im Recurswege das Straferkenntniß der Bezirkshauptmaunſchaft aus 
die Gemeinde S. als Anhaltungsgemeinde für unzuläſſig erklärt, iſt ſie folgenden Gründen behoben: 
richtig. Das Moment, daß der Bezirkshauptmann und nicht die Ge— Als dem Recurrenten wegen Aufhörens der früheren Beſtallung 
meinde S. die Uebergabe des Angehaltenen au die Schubſtation R. die Ausübung der Praxis eingeſtellt worden war, brachte er die 
verfügte, iſt nicht maßgebend, weil ohnehin die Gemeinde S. nach Chirurgengerechtſame in * käuflich an ſich, in der deutlich hervorleuch— 
8 3 des Geſetzes vom 15. December 1871, L. G. Bl. Nr. 1 anni tenten Abſicht, hiedurch wieder das Recht zur Praxis-Ausübung zu 
1872, zu dieſer Uebergabe berechtigt war. erlangen und die Annahme, daß derſelbe, ein Patron der Chirurgie, 

Was den Einwurf betrifft, F. ſei zur Abſchiebung nicht geeignet, die Gerechtſame weiter verpachten wolle, lag wohl ſehr ferue. 
ſo iſt derſelbe offenbar ausweis- und beſtimmungslos, da der Geleitſchein Dieſemnach war es angezeigt, bei Ertheilung der Uebertragungs— 
des Polizeicommiſſariates B. nicht als Ausweis angeſehen werden kann. bewilligung demſelben zu bedeuten, daß hiermit das fragliche Recht 

Die Statthalterei fand daher unterm 28. November 1879, noch nicht erlangt ſei, um ihn vor einem verzeihlichen Irrthume zu 
3. 16.823, die recurrirte Entſcheidung, inſoweit ſie die Tragung der | bewahren. Zugleich hat die Landesſtelle ausgeſprochen, daß die Behebung 
Auhaltungs- und Verpflegskoſten der Gemeinde R. auflaſtet, zu beheben, des Straferfenntniffes nicht auch die Aufhebung des Verbotes der 
inſoweit ſie jedoch die Rückübergabe des F. an die Anhaltungsgemeinde Ausübung ärztlicher Praxis involvire. 

S. für unzuläſſig erklärt, zu beſtätigen. Ueber den weiteren dagegen eingebrachten Recurs entſchied in 

Das Miniſterium des Innern fand laut des Erlaſſes vom letzterer Beziehung das Miniſterinm des Innern unterm 2. März 
2. März 1880, 3. 374, dem weiteren Recurſe der Stadtgemeinde 1880, Z. 67, unter Behebung der bezüglichen Entſcheidung der Landes⸗ 
R. gegen die Statthalterei-Entſcheidung vom 28. November v. J., ſtelle, daß der weiteren Ausübung der Praxis durch den Recurrenten, 
3. 16.823, mit welcher in Beſtätigung der Entſcheidung der Bezirks⸗ | nachdem er ein chirurgiſches Gewerbe iu * beſitzt, ſich darüber ausge 
hauptmannſchaft R. vom 13. November 1879, Nr. 8148, der genannten wieſen hat, und demſelben durch ein ſtrafgerichtliches Erkenntniß die 
Gemeinde die Uebergabe des daſelbſt im Schubarreſte befindlichen J. F. Ausübung der ärztlichen Praxis nicht eingeſtellt worden iſt, kein 

A. B. 


an die Anhaltungsgemeinde S. verweigert und gleichzeitig ausgeſprochen Hinderniß in dem Wege ſtehe. 


(Fortſetzung folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Geſetze und Berordnungen. 
1879. IV. Quartal. 


Landes⸗Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für die Markgrafſchaft 
Mähren. 
XVI. Stück. Ausgeg. am 10. November. 

31. Verordnung des k. k. Statthalters in Mähren vom 28. October 1879, 
betreffend die Beſchränkung des freien Verkaufes der Blanquette von Heimat⸗ 
ſcheinen. 

XVII. Stück. Ausgeg. am 12. November. 

32. Kundmachung des mähr. Landesausſchuſſes vom 31. October 1879, 
betreffend das Reſultat der 48. Verloſung mähr. Grundentlaftung3-Obligationen. 

33. Kundmachung des mähriſchen Landesausſchuſſes vom 1. November 1879, 
betreffend das Reſultat der 14. Verloſung mähr. Propinations⸗Ablöſungsfonds⸗ 
Obligationen. 

XVIII. Stück. Ausgeg. am 16. December. 

34. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 14. November 
1879, betreffend die Verleihung des Befugniſſes eines Civil-Ingenieurs. 

35. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 3. November 1879, betreffend 
die Zuweiſung der Gemeinde Biskupitz zu dem Sprengel des Bezirksgerichtes 
Proßnitz in Mähren. 

36. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 16. November 


1879, betreffend die Zuweiſung der Gemeinde Biskupitz des Prerauer politiſchen 


Bezirkes zum Sprengel der k. k. Bezirkshauptmannſchaſt Proßnitz. 
37. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 27. November 


1879, betreffend die Verpflegsgebühren im allgemeinen, öffentlichen St. Johannes⸗ 


Spitale in Salzburg. 
XIX. Stück. Ausgeg. am 27. December. 


38. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 8. December 


1878, mit welcher die Prämien für das Einſammeln der Maikäfer und Enger- 
linge für das Jahr 1880 feſtgeſetzt worden. 

39. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 15. December 
1879, betreffend den Aufruf der im Jahre 1880 ſtellungspflichtigen Altersclaſſen. 


Erlaß des k. k. Miniſterinus des Innern vom 25. November 1879, 3. 12.276, 
betreffend die Auflaſſung der Ausſtellung von Inlandspäſſen. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat ſich auf Grund des § 1 der 
Miniſterialkundmachung vom 10. Mai 1867, R. G. Bl. Nr. 80, mit den bethei⸗ 
ligten k. k. Miniſterien in dem Beſchluſſe geeinigt, daß der Gebrauch von Inlands⸗ 
päſſen gänzlich aufzuhören hat und daß künftighin Päſſe nur zu Reiſen in das 
Ausland im Sinne der beſtehenden paßpolizeilichen Vorſchriſten ertherlt werden. 

Den Stellungspflichtigen, dann den dauernd Beurlaubten und den Reſerve⸗ 
männern ſind Legitimationskarten, beziehungsweiſe Arbeitsbücher, Dienſtboten⸗ 
bücher ꝛc. mit der im $ 2 der oben bezogenen Miniſterialkundmachung vorge⸗ 
ſchriebenen Legitimationsklauſel zu erfolgen. 

Bei der Ausſtellung von Legitimationskarten für Perſonen, welche nicht 
im Vollgenuſſe der bürgerlichen Rechte ſtehen, iſt nach $ 15 der mehrerwähnten 
Miniſterialkundmachung vorzugehen. 

Für Perſonen, welche in dem Rechte zu reifen, durch polizeiliche oder 
gerichtliche Verfügungen beſchränkt ſind, können unter genauer Beobachtung der 
bezüglichen geſetzlichen Beſtimmungen im Sinne der unterm 6. März 1857, 
2. 1938 M. J., an die Landesſtellen hinausgegebenen Inſtruction zur Hand⸗ 
habung der kaiſ. Verordnung vom 9. Februar 1857, R. G. Bl. Nr. 31, und der 
Miniſterialverordnung vom 15. Februar 1857, R. G. Bl. Nr. 32, mit Rückſicht 
auf den Zweck der Reiſe entſprechende Reiſecertificate ausgefertigt werden. 

Nachden hiernach die Drucklegung beſonderer Blanquette der Reiſepäſſe 
für das Inland unterbleibt, fo wird auch auf den Blanquetten der Auslands⸗ 
päſſe die Bezeichnung „Für das Ausland“ künftighin entfallen. 


Erlaß des k. k. Juſtizminiſteriums vom 11. December 1879, 3. 18.475, an 


ſä mmtliche k. k. Oberlandesgerichtspräſidien und Oberſtaatsanwaltſchaften, womit 
der Erlaß des k. k. Juſtizminiſteriunms vom 13. September 1877, 3. 12.461, 
betreffend die Anrechenbarkeit der von ehemaligen in der Gendarmerie oder den 
Civilſtaatsdieuſt übergetretenen Militärperſonen des Mannſchaftsſtandes früher 


im Heere, in der Kriegsmarine oder Landwehr zugebrachten Dienſtzeit, erläutert 


wird. 
Es iſt der Fall vorgekommen, daß die mit dem hierortigen Erlaſſe vom 
13. September 1877, 3. 12.461, bekannt gegebene Erklärung des k. k. Mini⸗ 


54 


ſteriums für Landesvertheidigung und des k. k. Finanzminiſteriums, wornach die 
anrechenbare Militärdienſtzeit durch die Einreihung in die neue nicht active 
Reſerve oder nicht active Landwehr oder durch die Beurlaubung nicht unter⸗ 
brochen wird, und daher die vor der Einreihung in die nicht active Reſerve oder 
Landwehr oder vor der Beurlaubung in activer Dienſtleiſtung zugebrachte Zeit 
der ſpäteren anrechenbaren Dienſtleiſtung zuzuzählen ſei, dahin aufgefaßt wurde, 
daß anch die Einreihung in die nicht active Landwehr älteren Syſtems eine 
Unterbrechung zwiſchen der vorausgegangenen activen Militärdienſtleiſtung und 
der nachgefolgten Civilſtaatsdienſtleiſtung nicht begründe. 

Dieſe Auffaſſung ſtellt ſich als eine irrige dar. Das k. k. Finanzminiſterium 
hat im Einvernehmen mit dem k. k. Miniſterium für Landesvertheidigung mit 
Note vom 21. November 1879, Z. 33.242, eröffnet, daß jene älteren Vorſchriften 
(Schwabe, 3. Abſatz der Anmerkung zu lit. a des § 13), wornach die Einreihung 
in die nicht active Landwehr älteren Syſtems allerdings eine Unterbrechung 
zwiſchen der Militär- und Civildienſtleiſtung bildet, noch in voller Geltung ſtehen 
und durch die neuen Vorſchriften nicht berührt erſcheinen. 

Hievon wird das löbliche Präſidium (die k. k. Oberſtaatsanwaltſchaft) zur 
| geeigneten Verfügung in Kenntniß geſetzt. 


Erlaß des k. k. Miniſteriums des Innern vom 29. December 1879, 3. 19.165, 
betreffend die Unzuläſſigkeit der Anbringung von Bildniſſen der Mitglieder des 
a. h. Kaiſerhauſes auf den Fahnen der Militär-Beteranen-Vereine. 


In Gemäßheit der Allerhöchſten Entſchließung vom 17. December 1879 
beehre ich mich Eurer zur eigenen Wiſſenſchaft und Darnachachtung 
in vorkommenden Fällen zu eröffnen, daß die Anbringung von Bildniſſen lebender 
oder verſtorbener durchlauchtigſter Mitglieder des Allerhöchſten Kaiſerhauſes auf 
den Fahnen der Militär⸗Veteranen⸗Vereine überhaupt nicht geſtattet werden könne. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem k. k. Ackerbauminiſter Julius Grafen Falken: 
hayn und dem k. k. Handelsminiſter Karl Freiherrn v. Korb-Weidenheim die 
Würde eines geheimen Rathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem mit Titel und Charakter eines Sectionschefs 
bekleideten Miniſterialrathe im Miniſterium für Cultus und Unterricht Dr. Guſtav 
Heid 5 anläßlich deſſen Penſionirung den Orden der eiſernen Krone zweiter Claſſe 
verliehen. 
| Seine Majeſtät haben die Stelle eines Greffiers des kön. ungar St. 
Stephan⸗Ordens dem k. k. Hofrath und Kabinetsſecretär Stephan v. Pa pay 
verliehen. 
| Seine Majeſtät haben die Berufung des penſionirten Hofrathes Dr. 
Moriz Röll als a. o. Fachreferent für die Veterinär ⸗ Angelegenheiten im 

Sanitätsdepartement des Miniſteriums des Innern genehmigt. 
} Seine Majeftät haben dem in den Penſionsſtand tretenden Hofrathe und 
Allerhöchſte 


Finanz⸗Landesdirector in Zara Johann 
Zufriedenheit ausdrücken laſſen. 

| Seine Majeſtät haben den Oberfinanzrath Richard Beden zum Hofrathe 
und Finanz Landesdirector in Zara ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Gemeindevorſteher Johann Ratzka zu 
Dereiſen in Böhmen das ſilberne Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Statthaltereiconcipiſten zu Innsbruck Arthur Meusburger zum Polizeicom⸗ 
miſſär daſelbſt ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
galiziſchen Bauadjuncten Romuald Iszkowski zum Ingenieur im Miniſterium 
des Innern ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Verwalter der Tabakfabrik in Tabor Franz 
Kucera und den Controlor in der Tabakfabrik in Landskron Johann Raab 
zu Secretären für Tabakhauptfabriken ernannt. . 
| Der Finanzminiſter hat die Finanzeommiſſäre Heincich Strele und 
Alois Hahn zu Finanz⸗Obercommiſſären der Innsbrucker Finanz-Landes⸗ 
direction ernannt. 


Franz Böhm die 
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Erledigungen. 


Kanzliſtenſtelle bei der o. ö. Statthalterei in der eilften Rangsclaſſe, bis 
15. April. (Amtsbl. Nr. 58.) 

Kanzleiofficialsſtelle beim Wiener Verſatzamte mit 600 fl. Gehalt und 
240 fl. Quartiergeld, bis 20. April. (Amtsbl. Nr 61.) 

Aſſiſtentenſtelle beim k. k. Hauptmünzamte in Wien in der eilften Rangs⸗ 
elaſſe, bis Mitte April. (Amtsbl. Nr. 62.) 


MEET Hiezu als Beilage: IV. Bogen 2 der Erkennt⸗ 
niſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


